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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 28. September 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten haben
die Beteiligten einander nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die HÃ¶he der Verletztenrente des KlÃ¤gers hinsichtlich des Grades der
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) und des zu berÃ¼cksichtigenden
Jahresarbeitsverdienstes.

Der 1964 geborene KlÃ¤ger war vom 15. Juli 1987 an als Beamter bei der
Oberfinanzdirektion Berlin tÃ¤tig. Dort schied er auf eigenen Antrag zum 31. Juli
1997 aus. Vom 1. April 1996 an war er nebenberuflich als Versicherungskaufmann
selbstÃ¤ndig tÃ¤tig und stand vom 1. Juli bis zum 30. November 1996 bei der Firma
ain einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis.

Seit dem 1. Juli 1992 war der KlÃ¤ger als FuÃ�ball-Vertragsamateur beim SC Cmit
einem monatlichen Arbeitsentgelt, das ab 1. Juli 1996 590 DM betrug, angestellt.
Bei einem Punktspiel erlitt er am 13. April 1997 in N einen Arbeitsunfall, als er einen
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Schlag gegen das Schienbein erhielt und mit dem linken Unterschenkel umknickte.
Dabei zog er sich eine Weber-C-Fraktur mit Luxation des Talus nach lateral,
Syndesmosenriss und komplettem Riss des Deltabandes zu.

Nach einer Osteosynthese der Fibulafraktur mit Schraube am 14. April 1997,
Entfernung der Stellschraube am 2. Juni 1997, Metallentfernung und Entfernung der
Narbenverwachsungen am 21. Januar 1998 erfolgte eine erneute Exzision der
Narben am 8. September 1998 wegen anhaltender Beschwerden im linken oberen
Sprunggelenk.

Die Beklagte holte ein erstes Rentengutachten des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die,
Sportmedizin und Chirotherapie Dr. D(vom 8. Februar 1999) ein und erkannte dem
folgend mit Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2000 als Folgen des Arbeitsunfalles vom 13.
April 1997 BewegungseinschrÃ¤nkung im linken oberen Sprunggelenk,
Schwellneigung und belastungsabhÃ¤ngige Beschwerden im Bereich des linken
oberen Sprunggelenkes, TaubheitsgefÃ¼hl am linken Unterschenkel bis zur 1. Zehe
des linken FuÃ�es durch vollstÃ¤ndigen Ausfall des sensiblen Nervus peronaeus
superficialis links nach operativ versorgter, knÃ¶chern fest verheilter
Luxationsfraktur des linken oberen Sprunggelenkes vom Typ Weber C mit
Syndesmosenverletzung und ZerreiÃ�ung des Deltabandes an. Sie gewÃ¤hrte dem
KlÃ¤ger vom 11. Oktober 1998 an eine Rente auf unbestimmte Zeit nach einer MdE
von 20 v.H. Da die Ermittlungen zum Jahresarbeitsverdienst noch nicht
abgeschlossen seien, werde der Mindest-Jahresarbeitsverdienst zugrunde gelegt.

Nachdem die Oberfinanzdirektion Berlin unter dem 7. April 2000 mitgeteilt hatte,
die ruhegehaltsfÃ¤higen DienstbezÃ¼ge wÃ¼rden auf der Grundlage eines Unfalls
vom 13. April 1997 fiktiv monatlich 5.038,09 DM betragen, der Jahresbetrag von
60.457,08 DM sei um eine Sonderzuwendung in HÃ¶he von 4724,72 DM zu
erhÃ¶hen, hob die Beklagte durch Bescheid vom 13. Oktober 2000 den Bescheid
vom 8. MÃ¤rz 2000 hinsichtlich des Jahresarbeitsverdienstes auf und berechnete
die Rente des KlÃ¤gers auf der Grundlage eines solchen von 65.181,80 DM,
dynamisiert zum 1. Juli eines jeden Jahres, neu.

Dieser Betrag entspreche den ruhegehaltsfÃ¤higen DienstbezÃ¼gen, die der
Dienstherr fÃ¼r den Zeitpunkt des Versicherungsfalls mitgeteilt habe. Da der
KlÃ¤ger am 13. April 1997 noch aktiver Finanzbeamter gewesen sei, kÃ¶nnten
Nebenverdienste bei der Feststellung des JAV nicht berÃ¼cksichtigt werden (Â§ 82
Abs.4 Sozialgesetzbuch -SGB- VII).

Mit seinen WidersprÃ¼chen gegen beide Bescheide wandte der KlÃ¤ger ein, die
Gesamt-MdE betrage wenigstens 25 v.H., da die von Dr. Ddokumentierten
chirurgischen Unfallfolgen schon eine MdE von 20 v.H. bedingen wÃ¼rden, der
Ausfall des Nervus peronaeus superficialis fÃ¼r sich allein mit einer MdE von 15
v.H. bewertet werde. Der Jahresarbeitsverdienst dÃ¼rfe nicht auf der Grundlage
des Â§ 82 Abs.4 SGB VII begrenzt werden, weil er zum Zeitpunkt des Rentenbeginns
schon lange Zeit aus dem BeamtenverhÃ¤ltnis ausgeschieden sei. Da der
Grundgedanke des Â§ 82 Abs.4 SGB VII, der Beamte sei wegen fortlaufender
unbeschrÃ¤nkter BezÃ¼ge nicht schutzbedÃ¼rftig, auf ihn nicht anzuwenden sei,
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sei der Jahresarbeitsverdienst mit BerÃ¼cksichtigung aller NebeneinkÃ¼nfte zu
berechnen.

In einem von der Beklagten eingeholten zweiten Rentengutachten kam die Ã�rztin
fÃ¼r Chirurgie und Unfallchirurgie Dr. ZA am 22. Januar 2001 zu dem Ergebnis, es
bestÃ¼nden eine beginnende posttraumatische Arthrose,
BewegungseinschrÃ¤nkung des linken oberen Sprunggelenkes um insgesamt 30
Grad, leichte EinschrÃ¤nkung der Beweglichkeit des unteren Sprunggelenkes,
Kapselverdickung des linken oberen Sprunggelenkes und belastungsabhÃ¤ngige
Beschwerden. Die ErwerbsfÃ¤higkeit werde durch die Unfallfolgen um 20 v.H.
gemindert. Ein neurologisches Zusatzgutachten sei erforderlich, anschlieÃ�end sei
die Gesamt-MdE einzuschÃ¤tzen.

Der Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. H verwies in seinem Gutachten vom
19. Februar 2001 darauf, dass bei einem EMG im Februar 1998 die motorische
Nervenleitgeschwindigkeit normal gewesen sei und ein kompletter sensibler Ausfall
des Nervus peronaeus superficialis links und eine TeilschÃ¤digung im motorischen
Bereich bestanden habe. Motorisch deutliche AusfÃ¤lle bestÃ¼nden nicht mehr. Der
Ausfall des sensiblen Nervus peronaeus superficialis sei in Bezug auf die MdE nicht
sehr relevant und in der vorliegenden Konstellation mit 5 bis 10% zu veranschlagen.
Daraufhin teilte Dr. Z-A mit, da sie die SensibilitÃ¤tsstÃ¶rung bereits mit
berÃ¼cksichtigt habe, verbleibe es bei einer Gesamt-MdE von 20 v.H.

Durch Widerspruchsbescheid vom 11. Mai 2001 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Die Bewertung der MdE mit 20 v.H. sei zutreffend, da es nicht zu einer
motorischen SchÃ¤digung des Nervus peronaeus superficialis gekommen sei. Der
Jahresarbeitsverdienst sei zutreffend ermittelt worden, da der Zeitpunkt des
Versicherungsfalls maÃ�geblich sei.

Mit der dagegen vor dem Sozialgericht Berlin erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger
geltend gemacht, der von Dr. H beschriebene Totalausfall des Nervus peronaeus
superficialis sei nach der einschlÃ¤gigen Literatur fÃ¼r sich mit einer MdE von 15
v.H. zu bewerten, so dass sich in Verbindung mit der BeeintrÃ¤chtigung auf
chirurgisch-orthopÃ¤dischem Gebiet eine Gesamt-MdE von 30 v.H. ergebe.
Hinsichtlich der Berechnung des Jahresarbeitsverdienstes werde auf das Vorbringen
im Widerspruchsverfahren verwiesen.

Das Sozialgericht hat die Klage durch Gerichtsbescheid vom 28. September 2001
abgewiesen.

Der Jahresarbeitsverdienst sei grundsÃ¤tzlich nach Â§ 82 Abs.1 SGB VII der
Gesamtbetrag der Arbeitsentgelte und Arbeitseinkommen des Versicherten in den
zwÃ¶lf Kalendermonaten vor dem Monat, in dem der Versicherungsfall eingetreten
sei. Zum Zeitpunkt des Arbeitsunfalls sei der KlÃ¤ger aktiver Beamter gewesen. Da
er den Unfall bei einer NebentÃ¤tigkeit erlitten habe, sei die Vorschrift des Â§ 82
Abs.4 S. 1 SGB VII anzuwenden. Danach gelte bei jemandem, dem sonst
UnfallfÃ¼rsorge nach beamtenrechtlichen Vorschriften zu gewÃ¤hren wÃ¤re und
dem fÃ¼r einen Versicherungsfall keine UnfallfÃ¼rsorge zustehe, als
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Jahresarbeitsverdienst der Jahresbetrag der ruhegehaltsfÃ¤higen DienstbezÃ¼ge,
die der Berechnung eines Unfallruhegehaltes zugrunde zu legen wÃ¤ren. Sinn und
Zweck sei es, dass ein bei einer auÃ�erdienstlichen TÃ¤tigkeit zu Schaden
gekommener Beamter nicht besser gestellt werden solle als ein einen Dienstunfall
erleidender Beamter. Irrelevant sei, dass der KlÃ¤ger bei Beginn der Verletztenrente
nicht mehr Beamter gewesen sei, da nach dem Wortlaut eindeutig auf den
Zeitpunkt des Versicherungsfalles abzustellen sei.

Auch die Festsetzung der MdE sei nicht zu beanstanden, weil sich der Wert einer
MdE von 15 v.H. auf den vollstÃ¤ndigen Ausfall des betroffenen Nervs beziehe, nach
dem Gutachten von Dr. H aber keine motorischen AusfÃ¤lle des Nervus peronaeus
bestÃ¼nden.

Gegen den ihm am 18. Oktober 2001 zugestellten Gerichtsbescheid richtet sich die
Berufung des KlÃ¤gers vom 31. Oktober 2001. Er macht geltend, Â§ 82 Abs. 4 SGB
VII kÃ¶nne nur auf aktive Beamten Anwendung finden, da diese nicht
schutzbedÃ¼rftig seien. Deshalb seien neben den erzielten Nebenverdiensten auch
die tatsÃ¤chlichen DienstbezÃ¼ge bei der Ermittlung des Jahresarbeitsverdienstes
zu berÃ¼cksichtigen. Hinsichtlich der Bewertung der Gesamt-MdE sei es nicht
zulÃ¤ssig, aus den unabhÃ¤ngig voneinander bestehenden Beschwerden eine
Gesamt-MdE von 20 v.H. zu bilden, sondern eine solche von 25 bis 30 v.H â�¦

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 28. September 2001
aufzuheben, die Bescheide vom 8. MÃ¤rz 2000 und 13. Oktober 2000 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 11. Mai 2001 zu Ã¤ndern und die Beklagte zu
verurteilen, ihm Verletztenteilrente nach einer MdE von mehr als 20 v.H. zu
gewÃ¤hren und als Jahresarbeitsverdienst die tatsÃ¤chlichen EinkÃ¼nfte zu
berÃ¼cksichtigen, hilfsweise die Revision zuzulassen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt den angefochtenen Gerichtsbescheid fÃ¼r zutreffend.

Wegen der weiteren AusfÃ¼hrungen der Beteiligten wird auf deren SchriftsÃ¤tze
Bezug genommen. Verwiesen wird auÃ�erdem auf die Verwaltungsakten der
Beklagten, die vorlagen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die frist- und formgemÃ¤Ã� eingelegte Berufung des KlÃ¤ger ist zulÃ¤ssig, jedoch
nicht begrÃ¼ndet.

Er hat weder einen Anspruch auf Bewertung seiner Verletzungsfolgen mit einer
hÃ¶herer MdE, noch ist ein hÃ¶herer Jahresarbeitsverdienst zu berÃ¼cksichtigen.
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Das Sozialgericht hat zutreffend ausgefÃ¼hrt, dass die MdE des KlÃ¤gers 20 v.H.
betrÃ¤gt. Der Senat nimmt hierauf, um Wiederholungen zu vermeiden, Bezug ( Â§
153 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz-SGG-).

Im Hinblick auf das Vorbringen des KlÃ¤gers im Berufungsverfahren weist der Senat
ergÃ¤nzend darauf hin, dass die Gutachterin bei ihrer Gesamtbewertung darauf
abgestellt hat, dass sie die sensiblen AusfÃ¤lle bei der vorlÃ¤ufigen EinschÃ¤tzung
der MdE bereits berÃ¼cksichtigt habe. Dies ist auch nachvollziehbar, weil sie die
diesbezÃ¼glichen Unfallfolgen schon im Gutachten mit â��streifenfÃ¶rmig taubes
Areal an der vorderen Schienbeinkante bis zum FuÃ�rÃ¼cken ziehendâ��
beschrieben hatte. Zur BeeintrÃ¤chtigung durch die LÃ¤hmung des sensiblen
Nervus peronaeus superficialis hat Dr. Hirschberg nachvollziehbar darauf
hingewiesen, dass diese StÃ¶rung in Bezug auf die MdE nicht sehr relevant sei.

Abgesehen davon ist die wegen verschiedener FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zu
bildende Gesamt-MdE nicht durch eine Addition der einzelnen MdE-Werte, sondern
durch eine GesamtwÃ¼rdigung der BeeintrÃ¤chtigung der ErwerbsfÃ¤higkeit unter
BerÃ¼cksichtigung des Zusammenwirkens der verschiedenen FunktionsstÃ¶rungen
vorzunehmen ( vgl. Burchardt in Brackmann, SGB VII, Â§ 56 Rdnr. 91). Eine
zusÃ¤tzliche FunktionsstÃ¶rung ist allein durch den Ausfall der SensibilitÃ¤t im
Bereich des Unterschenkels nicht erkennbar.

Die Bildung einer Gesamt-MdE von 20 v.H. wird von dem Senat vor dem
Hintergrund als zutreffend erachtet, dass die Ã�rztin fÃ¼r Chirurgie und
Unfallchirurgie Dr. ZA am 22. Januar 2001 das Gangbild des KlÃ¤gers als
unauffÃ¤llig auch beim schnelleren Laufen beschrieben und ein Bewegungsdefizit
im oberen Sprunggelenk von 30 Grad festgestellt hat.

Die von ihr angegebene MdE von 20 v.H. berÃ¼cksichtigt im Ã�brigen die
Empfehlungen der einschlÃ¤gigen Fachliteratur, nach der eine MdE von 30 erst bei
einer Verbreiterung der KnÃ¶chelgabel und sekundÃ¤rer Arthrose mit erheblicher
Funktionsbehinderung anzunehmen ist (vgl. Kranig in Hauck, Kommentar zum SGB
VII, Anhang zu Â§ 56 17.4. FuÃ�gelenk). Eine derartige FunktionsbeeintrÃ¤chtigung
ist weder dem Gutachten zu entnehmen, noch wird sie vom KlÃ¤ger vorgetragen.

Auch zur HÃ¶he des Jahresarbeitsverdienstes sind die AusfÃ¼hrungen des
Sozialgerichts zutreffend. Auf sie wird insoweit ebenfalls nach Â§ 153 Abs.2 SGG
Bezug genommen.

ErgÃ¤nzend wird darauf hingewiesen, dass fÃ¼r die Anwendung des Â§ 82 Abs.4
SGB VII auch nach der Rechtsprechung des BSG (vgl. zuletzt SozR 3-2200 Â§ 576
RVO Nr. 1) allein maÃ�geblich ist, ob dem Betroffenen zum Zeitpunkt des
Arbeitsunfalls UnfallfÃ¼rsorge nach beamtenrechtlichen GrundsÃ¤tzen
gewÃ¤hrleistet war. FÃ¼r eine einschrÃ¤nkende Anwendung der Regelung nur auf
Beamte, die auch zum Zeitpunkt des Rentenbeginns noch aktive Beamte sind,
ergibt sich keine Grundlage. Den Besonderheiten eines lediglich vorÃ¼bergehenden
beamtenÃ¤hnlichen Status wird fÃ¼r Soldaten in Â§ 82 Abs.2 S.2 SGB VII vielmehr
durch eine AnknÃ¼pfung an eine frÃ¼here TÃ¤tigkeit Rechnung getragen. Mithin
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bleibt auch in diesem Fall der Zeitpunkt des Versicherungsfalls maÃ�geblich, nicht
etwa eine spÃ¤tere Gehaltsentwicklung.

Diese Regelung beruht im Ã�brigen auf dem Gedanken, dass der Zeitsoldat
gegebenenfalls niedrigere EinkÃ¼nfte zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles
aufgrund seines Einsatzes als Soldat hat, die ausgeglichen werden sollen (vgl. Ricke
in Kasseler Kommentar, Â§ 82 Rdnr. 11).

Eine Regelung, die an eine zukÃ¼nftige Entwicklung anknÃ¼pft, wie dies der Fall
sein mÃ¼sste, wenn der Zeitpunkt des Rentenbeginns maÃ�geblich sein sollte, ist
demgegenÃ¼ber lediglich in Â§ 90 SGB VII fÃ¼r Personen, die bereits vor oder
wÃ¤hrend ihrer Ausbildung oder vor Vollendung des 30. Lebensjahres einen Unfall
erlitten haben, getroffen worden. Auch insoweit ist jedoch der Zeitpunkt des
Versicherungsfalls ausschlaggebend, und das fiktive Entgelt wird nicht etwa vom
Zeitpunkt des Rentenbeginns aus berechnet, sondern es wird auf den Zeitpunkt des
Abschlusses der Ausbildung abgestellt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht
vor. Insbesondere ist eine grundsÃ¤tzliche Bedeutung der Frage der
BerÃ¼cksichtigung des Jahresarbeitsverdienstes eines nach dem Unfall auf eigenen
Wunsch aus dem BeamtenverhÃ¤ltnis Ausscheidenden nicht erkennbar, da es sich
um einen Einzelfall handelt.

Erstellt am: 12.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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